
 

 

Senatsverwaltung für Finanzen Berlin, den 19. Mai 2026 

Fin – II H – HB 5050-1/2024-32-2 +49 171 364 39 50 

  yeliz.erdogan@senfin.berlin.de 

 

An die Vorsitzende des Unterausschusses 

Bezirke, Personal und Verwaltung sowie  

Produkthaushalt und Personalwirtschaft des Hauptausschusses 

 

über den 

Vorsitzenden des Hauptausschusses 

 

über die  

Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin 

 

über die 

Senatskanzlei – G Sen –  

 

Bericht zur Umsetzung der Evaluation der Bezirksfinanzierung zum 17.06.2026 

 

Rote Nummer:  

 

Umsetzung der Evaluation der Bezirksfinanzierung - Jährliche Berichterstattung gemäß 

Auflage B.122 zum Haushalt 2026/27 (Drs. 19/2828)  

 

Das Abgeordnetenhaus von Berlin hatte mit der o.g. Drucksache folgende Auflage zum 

Haushalt 2026/27 beschlossen: 

Die Senatsverwaltung für Finanzen wird gebeten, dem Unterausschuss Bezirke, 

Personal und Verwaltung sowie Produkthaushalt und Personalwirtschaft (UA Be-

zPHPW) des Hauptausschusses jährlich, erstmals zum 31. März 2026, einen Bericht 

zum Stand der Prüfung und Umsetzung von Maßnahmen aus der abgeschlossenen 

Evaluation der Bezirksfinanzierung und Reform der Bezirksfinanzierung unter Be-

trachtung der Kosten-Leistungs-Rechnung vorzulegen. 

Der Unterausschuss BezPHPW des Hauptausschusses hatte am 31.03.2026 einer Fristver-

längerung für die Berichterstattung bis zum 17.06.2026 zugestimmt. 

 

Mit der Bitte um Kenntnisnahme wird hierzu wie folgt berichtet: 

Andreas Nowak
Textfeld
BezPHPW
0267 E
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1 Ausgangslage 

Der Senat von Berlin hatte eine grundlegende Überprüfung der Bezirksfinanzierung in die 

Richtlinien der Regierungspolitik aufgenommen und hierzu am 30. Januar 2024 den ent-

sprechenden Evaluationsprozess beschlossen. Ziel war es insbesondere, die finanzielle 

Planbarkeit und Verlässlichkeit für die Bezirke zu sichern, ihre Eigenverantwortung zu stär-

ken sowie Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Finanzierungsmechanismen zu erhö-

hen.  

Die Evaluation wurde unter Federführung der Senatsverwaltung für Finanzen durch den ex-

ternen Dienstleister PD als ergebnisoffener, wissenschaftlich begleiteter und partizipativer 

Prozess durchgeführt. Grundlage bildete ein workshopbasierter Erfahrungsaustausch zwi-

schen Hauptverwaltung, Bezirken und parlamentarischen Akteuren. Die Steuerung erfolgte 

dabei durch die „Evaluations-AG“ (E-AG), die in insgesamt acht Sitzungen Arbeitsaufträge 

definierte, Ergebnisse beriet und schließlich Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Be-

zirksfinanzierung verabschiedete.  

Inhaltlich ist die Evaluation entlang mehrerer zentraler Themenfelder strukturiert worden, 

die im Rahmen von Fachworkshops vertieft bearbeitet wurden. Ziel dieser Workshops war 

es, bestehende Herausforderungen zu identifizieren, Handlungsoptionen zu entwickeln und 

konkrete Maßnahmen abzuleiten. Im Zentrum standen dabei folgende Handlungsfelder: 

A – Gesamtstädtische Steuerung 

B – Transfersteuerung 

C – Transferzuweisung 

D – Investitionen 

E – KLR / Produktbudgetierung / Output-Orientierung 

Der Evaluationsprozess konnte im März 2025 mit der abschließenden Sitzung der Evalua-

tions-AG beendet werden. Im Ergebnis wurden 67 Maßnahmen zur Umsetzung bzw. ver-

tieften Prüfung beschlossen, die unterschiedliche Aspekte der Bezirksfinanzierung adres-

sieren. Die entsprechende Abschlussdokumentation (BezPHPW 0267 C) wurde vom UA Be-

zPHPW am 28.01.2026 zur Kenntnis genommen. 

Mit dem vorliegenden Bericht wird nunmehr der Auflage B.122 zum Haushaltsgesetz 

2026/2027 entsprochen, wonach jährlich über den Stand der Maßnahme-Prüfung und 

-Umsetzung zu berichten ist.  
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2 Stand der Maßnahme-Prüfung und -Umsetzung 

2.1 Zusammengefasster Umsetzungsstand 

Der zusammengefasste Umsetzungsstand zeigt, dass sich der Großteil der Maßnahmen in 

aktiver Bearbeitung befindet oder bereits abgeschlossen ist: 

Kategorie Auswertung 

noch nicht bearbeitet / noch nicht geprüft: 9 13,4%  
in Vorbereitung  7 10,4%  

in Umsetzung / in Prüfung: 41 61,2%  
umgesetzt / final bearbeitet/ final geprüft: 10 14,9%  

zurückgestellt: 0 0,0%  
Gesamt: 67 100,0%  

Stand: 12. Mai 2026 

Eine Einzeldarstellung der 67 Maßnahmen, die auch den jeweiligen Umsetzungsstand ent-

hält, kann der Maßnahmenübersicht entnommen werden. Sie ist als Anlage zu diesem Be-

richt beigefügt und enthält auch die jeweilige Maßnahmen-Nummerierung (ID), die in der 

Vorlage nachfolgend genutzt wird.  

 

2.2 Verknüpfungen und Schnittstellen 

Die umzusetzenden Maßnahmen berühren teilweise die fachlichen Zuständigkeiten ande-

rer Senatsverwaltungen. Hier war/ ist zunächst die Federführung in der weiteren Bearbei-

tung zu klären. Entsprechende Überweisungen erfolgten teils auf Grundlage entsprechen-

der Beschlusslagen der Evaluations-AG, teils aufgrund bestehender fachlicher Zuständig-

keiten.  

Ein Teil der 67 Maßnahmen ist - teilweise verwaltungsübergreifend - in bereits bestehende 

Vorhaben (u.a. Projekt „Effiziente Sozialausgabensteuerung“, Arbeitspakete zum Verwal-

tungsreform-Implementierungsprojekt) und Gremien (u.a. AG Ressourcensteuerung, Pro-

jektteam Budgetierung, Kleine Kommission) eingebettet. Dies erleichtert die zügige Bear-

beitung und verhindert den Aufbau ungewollter Parallelprozesse und -strukturen, sowie 

Gremien. Darüber hinaus wurden auf Grundlage der Evaluationsergebnisse Arbeitsgrup-

pen eingerichtet (AG HzE-Zuweisung, UAG Planmengen), um die Maßnahme-Prüfung und 

-Umsetzung adäquat in gebündelten Paketen zu ermöglichen. 
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2.3 Begleitgremium 

In der Abschlussdokumentation zur Evaluation (BezPHPW 0267 C) ist auf Seite 13 Folgen-

des festgehalten: „Zur weiteren Information über die Umsetzung der Ergebnisse und be-

schlossenen Maßnahmen soll seitens der SenFin ein geeignetes Format gefunden werden, 

das die Einbeziehung der ehemaligen E-AG-Mitglieder ermöglicht“.  

Die Einbeziehung wird in Form eines Begleitgremiums erfolgen, das aus den ehemaligen 

Mitgliedern der Evaluations-AG (E-AG) besteht. Das Gremium wird erstmals am 

11.06.2026 tagen.  

 

3 Stand nach Handlungsfelder 

3.1 Handlungsfeld A – Gesamtstädtische Steuerung  

Im Zentrum dieses Handlungsfelds steht die (Weiter-)Entwicklung gesamtstädtischer Steu-

erungsinstrumente. Hierzu gehört die Ausgestaltung einer politikfeldorientierten Ressour-

censteuerung, die Rolle von Zielvereinbarungen sowie der Einsatz von Landes- und Son-

derprogrammen. 

Vorgehensweise / Stand der Bearbeitung:  

Die Maßnahmen können auf Grund ihrer Inhaltsebene in verwaltungsübergreifende und 

gesamtstädtische Steuerungseinheiten zur Bearbeitung überführt werden.  

Die Maßnahme A1 (nachrichtliche politikfeldorientierte Auswertung des Landeshaushalts) 

und A2 (Erstellung eines abgestimmten Produktkataloges für die gesamte Berliner Verwal-

tung) werden unter Federführung der SenFin im Arbeitspaket 4.4 des Verwaltungsimple-

mentierungsprojekts (VIP) bearbeitet.  

Die Überlegungen der Evaluations-AG zur Begrenzung der auftragsweisen Bewirtschaftung 

und der Anpassung von Sonderprogrammen in Maßnahme A5 wurden in die Arbeitspla-

nung der AG Ressourcensteuerung aufgenommen. Hier steht aber noch eine Beschlussfas-

sung des Abgeordnetenhauses aus.  

Die Vereinfachung bestehender Prozesse zur Abstimmung von gesamtstädtischen Zielver-

einbarungen (Maßnahme A9) soll im Rahmen des VIP-Arbeitspakets 2.4 geprüft werden. 

Grundsätzliche finanzielle Anreiz- und Abrechnungssystematiken in Bezug auf Zielverein-

barungen (Maßnahme A12) werden derzeit zudem beispielhaft bei der Fortschreibung der 

„ZV Öffentliche Bibliotheken“ erarbeitet. Die Abstimmung hierzu erfolgt in „Steuerungskreis 

gesamtstädtische Zielvereinbarungen“. 
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3.2 Handlungsfeld B – Transfersteuerung  

Die 13 Maßnahmen dieses Handlungsfeldes sind auf die Verbesserung der Steuerung von 

Transferausgaben, insbesondere im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit und Transparenz, ge-

richtet. 

Vorgehensweise / Stand der Bearbeitung:  

Die Maßnahmen wurden weitgehend in das Projekt „Effiziente Sozialausgabensteuerung“ 

(EffSoz) überführt und befinden sich dort in der Bearbeitung. Zur Vermeidung einer Dop-

pelberichterstattung wird auf die gesonderte Berichterstattung zu diesem Projekt gegen-

über dem Hauptausschuss verwiesen, in der regelmäßig der aktuelle Stand sowie die wei-

teren Umsetzungsschritte dargestellt sind (vgl. Rote Nummer 2157 I). 

 

3.3 Handlungsfeld C – Transferzuweisung  

Das Handlungsfeld behandelt die Prüfung und Weiterentwicklung der Verteilungsmecha-

nismen für Transfermittel, insbesondere bei kostenintensiven Leistungen wie der Eingliede-

rungshilfe und den Hilfen zur Erziehung. 

Vorgehensweise / Stand der Bearbeitung: 

Hinsichtlich der Überprüfung der HzE-Zuweisung (Maßnahme C2) ist eine Arbeitsgruppe 

der SenBJF und der SenFin mit Bezirken gebildet worden, die sich derzeit mit den vier vor-

gegebenen Schwerpunkten befasst (HzE-Belastungsfaktor, Zuweisungspreis-Bildung, Ba-

siskorrektur, Modellmengen). Der Abschluss der Arbeitsgruppe ist vor der Sommerpause 

geplant.  

Im Zuge der Maßnahme C12 hat sich eine Unterarbeitsgruppe der PMG 880 (Materielle 

Hilfen Soziales) mit der konkreten Definition der neuen Produktstruktur im Bereich der Ein-

gliederungshilfe beschäftigt. Ein entsprechender Vorschlag ist vom Rat der Bürgermeister 

(RdB) am 11.12.2025 angenommen worden und wird seit 01.01.2026 bebucht. Gemäß 

Maßnahme 13 wurde dabei auch – analog zum Jugendbereich - eine produktmäßige Ab-

bildung und stadtweite Lösung für „Systemsprenger“ gefunden. Eine hierfür geschaffene 

Kommission bewertet die Zuordnung der durch die Bezirke gemeldeten Fälle zu dem Pro-

dukt und soll die Wirtschaftlichkeit der Hilfe prüfen.  

Die Wirksamkeit der neuen Produktstrukturen und die konkrete Ausgestaltung wird noch un-

terjährig geprüft und auf mögliche Anpassungsbedarfe evaluiert. 

Zudem wurden drei Maßnahmen aus diesem Handlungsfeld zur Bearbeitung in das Vorha-

ben EffSoz überwiesen.  
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Final umgesetzt:  

Zwei Maßnahmen aus dem Handlungsfeld werden bereits umgesetzt:  

• Gemäß Maßnahme C11 werden die Protokolle des „FFC HzE“ (Fach- und Finanzcon-

trolling HzE) nunmehr auch den Serviceeinheiten Finanzen in den Bezirken zur Verfü-

gung gestellt.  

• Gemäß Maßnahme C1 wurde zur Verbesserung der Datengrundlagen die neue Men-

generfassungssystematik aus SoPart in das HzE-Zuweisungsverfahren integriert.  

 

3.4 Handlungsfeld D – Investitionen  

Im Bereich der Investitionen wurden Anpassungsbedarfe bei der Ausgestaltung der pau-

schalen Investitionszuweisungen, der Rücklagenbildung sowie beim baulichen Unterhalt 

identifiziert. Ziel ist eine bessere Planbarkeit und effizientere Mittelverwendung.   

Vorgehensweise / Stand der Bearbeitung:  

Die SenFin als federführend verantwortliche Senatsverwaltung konnte das Handlungsfeld 

überwiegend final bearbeiten. Vier Maßnahmen befinden sich derzeit noch in Vorbereitung 

oder Umsetzung, da sie ihre Wirkung erst in späteren Haushaltszyklen entfalten werden. 

(Beispielsweise soll unter der Maßnahme D1 die Betragsgrenze für investive Maßnahmen 

der pauschalen Zuweisung auf 10 Mio. € erhöht und eine plafondneutrale Verdopplung 

des Volumens der pauschalen Zuweisung auf 150 Mio. € für die Zuweisung 2028/2029 

vorgenommen werden.)  

Final umgesetzt:  

• Mit dem Haushaltswirtschaftsrundschreiben (HWR) 2025 wurde eine einheitliche Rege-

lung zur Rücklagenentnahme geschaffen (Maßnahme D3a). Somit ist einheitlich vorge-

geben, dass nur bei substanziellem Mittelbedarf eine Entnahme vorzunehmen ist.1 

• Eine weitere Maßnahme betrifft die Begrenzung des Rücklagenbestandes, der aus der 

pauschalen Investitionszuweisung gebildet wurde/wird (D3b). Im HWR 2026 ist hier 

eine Rücklagenbegrenzung auf 150 Mio. € (entspricht aktuell 200% der pauschalen 

Investitionszuweisung) eingeführt worden.2 Soweit ein Bezirk diese Rücklagenbegren-

zung erreicht/überschritten hat, ist eine weitere Zuführung von pauschalen Investitions-

mitteln nicht zulässig; stattdessen ist ein Abbaupfad mit der Senatsverwaltung abzu-

stimmen. 

 
1 Hinsichtlich der Auflösung von Rücklagen gilt weiterhin Nr. 1.2 AV zu § 62 LHO, d.h. Einzelheiten sind mit der 

Senatsverwaltung für Finanzen abzustimmen.  
2 vgl. Nr. 45.3 HWR 2026. Zusätzlich sollen die Bezirke unterjährig mit einem Schreiben erneut darüber informiert 

werden. 
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• Bereits im Zuge der Evaluation wurde die Beibehaltung des bestehenden Regelverfah-

rens der Finanzierung von Bauvorbereitungsmitteln vereinbart (Maßnahme D4), bei 

dem die Vorfinanzierung seitens der Bezirke und der Erstattung mit dem ersten Ansatz 

vorgenommen wird (Nr. 3.1 AV zu § 54 LHO). Bei hohen Planungskosten kann eine be-

zirksindividuelle Lösung mit der SenFin abgestimmt werden. 

• Im Zuge der Maßnahme D5 wurde ab dem Haushaltsjahr 2025 eine einseitige „Leitli-

nien-Umwandlung“ vom schulischen hin zum nichtschulischen Hochbauunterhalt in der 

Haushaltswirtschaft zugelassen. Das Volumen beträgt maximal 5% der Schulbauleitlinie 

(ohne Nachholbeträge). Um eine getrennte Nachhaltung der Leitlinien-Einhaltung zu 

gewährleisten ist es erforderlich, dass die Umwandlung seitens des betroffenen Bezirks 

gegenüber der Senatsverwaltung für Finanzen dokumentiert wird. 

• Leitlinien-Unterschreitungen müssen grundsätzlich nachgeholt werden und stellen eine 

Haushaltbelastung für die kommenden Jahre dar. Sie werden daher seit dem Jahres-

abschluss 2024 aus Transparenzgründen bei der Darstellung des Jahresergebnisses 

separat ausgewiesen (Maßnahme D6).  

 

3.5 Handlungsfeld E – KLR/ Produktbudgetierung/ Output-Orientierung  

In diesem Handlungsfeld liegt der Schwerpunkt der Maßnahmen in den Bereichen Pro-

duktkatalog, Berichtswesen und Planmengenverfahren sowie den begleitenden Steue-

rungsinformationen und -instrumenten. 

Vorgehensweise / Stand der Bearbeitung:  

Wegen der Vielzahl an Maßnahmen sind in dem Handlungsfeld unterschiedliche Akteure in 

ihrer Zuständigkeit berührt, sodass die Maßnahmenumsetzung in mehreren Teilsträngen or-

ganisiert ist: 

5 Maßnahmen werden derzeit durch die bezirkliche „Geschäftsstelle Produktkatalog“ 

(GStPk) in eine Umsetzung gebracht. Hierzu gehört auch die Abstimmung der Produktkata-

loge der Bezirke und der Hauptverwaltung (Maßnahme E2), die gemeinsam mit der SenFin 

vorgenommen werden soll. Dieses Vorhaben ist daher mit dem VIP-Arbeitspaket 4.4 ver-

knüpft.  

Hinsichtlich der Maßnahmen, die im Kontext mit Planmengenmodellen (außerhalb der 

Transferzuweisung) stehen (E17 bis E20a), hat das „Projektteam Budgetierung“ eine ge-

sonderte Unterarbeitsgruppe eingerichtet. Die Umsetzung der Ergebnisse ist auf die Haus-

haltsplanung 2028/29 ausgerichtet. 

Vor dem Hintergrund der zwischenzeitlich langjährigen Erfahrungen mit dem „Mieter-Ver-

mieter-Modell“ in der Hauptverwaltung wird die querschnittsfeld-verantwortliche Abt. I der 
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SenFin die Möglichkeiten einer Übertragung des Vermieter-Mieter-Modells auf bezirkliche 

Immobilien prüfen (Maßnahme E8).  

Final umgesetzt:  

• Mit der Maßnahme E12 wurde das Mengenkorrektur-Verfahren I verschlankt. Hier iden-

tifiziert SenFin anhand von Vergleichswerten und unter Berücksichtigung von Abwei-

chungstoleranzen unplausible Produktmengen für finanzrelevante Produkte.  

• Bereits im Zuge der Evaluation war die Beibehaltung des Standard-Sozialindikators 

„Sozialer Status“ vereinbart worden (Maßnahme E 21). Er hat sich nach Einschätzung 

der Beteiligten bewährt, wird alle zwei Jahre fortgeschrieben und soll daher auch wei-

terhin einheitlich in allen betroffenen Planmengenmodellen zur Anwendung kommen.  

 

3.6 Handlungsfeld F - Innerbezirkliche Finanz- und Ressourcensteuerung  

Im Fokus des Handlungsfelds steht die Stärkung der finanziellen Steuerungsfähigkeit inner-

halb der Bezirke, insbesondere durch organisatorische Anpassungen und eine stärkere 

Rolle der bezirklichen Finanzsteuerung.  

Vorgehensweise / Stand der Bearbeitung:  

Ein besonderes Augenmerk in diesem Handlungsfeld liegt auf der Einführung einer einheit-

lichen Software-Lösung für die sog. „Phase 3 der Budgetierung“ (innerbezirkliche Ableitung 

bezirklicher Eckwerte aus den KLR-basierten Budgets). Im Zuge der Maßnahme F1 laufen 

derzeit vorbereitende Abstimmungen zwischen den Bezirken und der für das Geschäftspro-

zessmanagement (inkl. Digitalisierungsvorhaben) zuständigen SenFin. Mit der späteren Ein-

führung einer entsprechenden Software wird auch eine Anwendungspflicht für die Bezirke 

einhergehen, die noch zu konkretisieren ist (Maßnahme F2).  

Zur Sicherstellung eines breit aufgestellten Finanzcontrollings - auch in den bezirklichen 

Fachämtern - sollen im Rahmen der Maßnahme F11 Strukturen für einen entsprechenden 

Kompetenzausbau geschaffen und Ideen für Fortbildungsmaßnahmen entwickelt werden. 

Zur Umsetzung dieser Maßnahme wird aktuell die Gründung einer gesonderten Fachar-

beitsgruppe der „Kleinen Kommission“ und der SenFin vorbereitet.  

Final umgesetzt:  

• Im Zuge des Verwaltungsstruktur-Reformgesetzes (VStRefG) wurde die Maßnahme F7 

umgesetzt, die eine Stärkung des für Finanzen zuständigen Mitglieds des Bezirksamtes 

und der Serviceeinheit Finanzen in der Wahrnehmung der gesamten finanziellen Ver-

antwortung für den Bezirk vorsieht. Erfolgt ist dies durch die rechtliche Festschreibung 

wechselseitiger Informations- und Auskunftsrechte/ -pflichten zwischen der SE Finanzen 
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und den bezirklichen Beauftragten für den Haushalt sowie der Zuordnung entsprechen-

der Controlling-Aufgaben zur SE Finanzen.3  

 

 

 

Ich bitte, den Berichtsauftrag damit als erledigt anzusehen. 

 

In Vertretung 

 

 

Tanja Mildenberger  

Senatsverwaltung für Finanzen 

 

 

 
3 vgl. § 9 Abs. 4 (neu) LHO sowie Anlage zu § 37 Abs. 1 BezVG.  



Anlage:    Maßnahmenübersicht

ID
Gesamtstädtische Steuerung

A1
A2
A5
A8
A9
A12

B1
B2
B3
B4
B5
B6
B7
B8
B9
B10
B12
B13
B19

C1
C2
C4
C5
C6
C7
C11
C12
C13
C14
C15

D1
D2
D3a
D3b
D4
D5
D6
D7
D8

E1
E2
E3
E4
E5
E6
E7
E8
E9
E10
E11
E12
E15
E17
E18
E19
E20a
E21
E22
E23
E24
E27
E29

F1
F2
F7
F10
F11 Sicherstellung breit aufgestelltes Finanzcontrolling/ Kompetenzausbildung in Vorbereitung

Berechnungspflicht eines KLR-basierten Eckwertebudgets („Phase 3“) für alle Bezirke noch nicht bearbeitet
organisator. Stärkung der SE Finanzen sowie ihrer Informations- und Auskunftsrechte umgesetzt
Aufbau eines Finanz-Cockpit/Dashboards in Vorbereitung

Ergebnisse gesamtstädtischen Zielvereinbarungen in Regelfinanzierung übersetzen umgesetzt
Handlungsfeld F: Innerbezirkliche Finanz- und Ressourcensteuerung

Einführung einheitliche „Phase 3-Software“ i. R. d. GPM für die SE Fin in Vorbereitung

Überprüfung Auswirkung von Planmengenmodellen auf das Angebot (Ist-Mengen) in Umsetzung
Regelmäßige Überprüfung Planmengenmodelle der übrigen Verwaltungsprodukte noch nicht geprüft
Schärfung der Qualitätsdefinitionen (Glossar) noch nicht bearbeitet

Abschaffung "Vertikaler Finanzausgleich" bei erhöhtem einheitl. Modell-Anteil in Umsetzung
Beibehaltung des Standard-Sozialindikators "Sozialer Status" umgesetzt
Prüfung der Reduzierung der Fach-Indikatoren in Umsetzung

Herstellung von Transparenz über Planmengenmodelle (Glossar) in Umsetzung
Darstellung des (horizontalen) Wertausgleichs pro Bezirk in Umsetzung
Einführung einheitl. Modell-Anteils in Kennzahlenmodellen der soz. Infrastruktur in Umsetzung

Prüfung Verbesserung einheitliche Buchung der Produktkosten in Prüfung
Verschlankung des MK I-Verfahrens umgesetzt
Erhöhung Transparenz hinsichtlich Überführung des Produktplafonds in die 12 PSB noch nicht geprüft

Übertragung des Mieter-Vermieter-Modells auf bezirkliche Immobilien in Umsetzung
Entwicklung eines Standardberichts für die (politische) Leitungsebene in Prüfung
Rückwirkung vorgen. (Mengen-)Korrekturen auf KLR-Datenbestand (13. Buchungsper.) in Prüfung

Kontinuierliche Verbesserung der Messung/Zählung der Produkte in Umsetzung
Erhöhung der konstitutiven Mindestkostenvolumina für extern, budgetierbare Produkte in Umsetzung
Nachhaltung der Vorgabe verbindlicher Quartals-/Perioden-Abschlüsse aus HWR in Prüfung

Abstimmung der Produktkataloge der Hauptverwaltung und der Bezirke aufeinander in Umsetzung
Transparente Gestaltg. Verfahren f. unterjähr. Änderg. / Erweiterg. d. Produktkatal. in Umsetzung
Prüfung Textfelder der Qualitätsziele /-definitionen in den Produktblättern in Umsetzung

Prüfung einer Regelung zur Reduzierung der Fälle (Antragsverfahren § 54 LHO) in Prüfung
Handlungsfeld E: KLR/Produktbudgetierung/Output-Orientierung

Zuordnung aller Produkte zu einem Politik-/Querschnittsfeld in Umsetzung

Zulassung einer einseitigen „Leitlinien-Umwandlung“ (Schulbauleitlinie) umgesetzt
Ausweis von Leitlinienunterschreitungen i. R. d. bezirkl. Jahresabschlussergebnisses umgesetzt
Pausch. Investitionszuw.: Einführg. Mittelabzug bei Unterschreitung Verw.-quote in Vorbereitung

Einheitlichen Regelung zur Entnahme von Rücklagemitteln in HWR 2025 umgesetzt
Pauschale Investitionsrücklage: Begrenzung i. H. v. 100% der bezirkl. Investitionszuw. in Umsetzung
Beibehaltung bestehendes Regelverfahren Finanzierung v. Bauvorbereitungsmitteln umgesetzt

Handlungsfeld D: Investitionen
Aufstockung der Betragsgrenze für investive Maßnahmen in Umsetzung
Verdopplung des Indizwerts für die Abgrenzung baulicher Unterhalt / Investitionen in Vorbereitung

Prüfung produktmäßige Abbildung und stadtweite Lösung für "Systemsprenger" in Umsetzung
Initiierung von Fachgesprächen zur Mengensteuerung noch nicht bearbeitet
Überprüfung der Nachbudgetierungsquoten im Bereich der Eingliederungshilfe noch nicht geprüft

Stärkung der stationären Jugendberufshilfe in Umsetzung
Protokolle und Ergebnisse des FFC werden SE Finanzen zur Verfügung gestellt umgesetzt
Einführung einer neuen Produktstruktur im Bereich der Eingliederungshilfe in Umsetzung

Schärfung Flexibudget in Richtung Zielstellung HzE-Kostenreduktion in Umsetzung
Stärkung/Überprüfung sozialpädagog. Diagnostik/Prognose im Kleinkindbereich in Umsetzung
Prüfung von zentralen Steuerungs-Möglichkeiten außerh. des HzE-Zuweisungssystems noch nicht geprüft

Handlungsfeld C: Transferzuweisung
Berücksichtigung neue, optimierte Mengenerfassungssystematik aus SoPart in HzE umgesetzt
Überprüfung weiterer Elemente der HzE-Zuweisung unter versch. Aspekten in Umsetzung

Prüfung der Gründung eigener kommunaler Einrichtungen noch nicht geprüft
Prüfung zentrale Veranschlagung KdU-Ausgaben in der HV (SenASGIVA) in Prüfung
Nutzung von Verwaltungsvorschriften für Steuerung durch die Fachverwaltung in Umsetzung

Entwicklung von Orientierungshilfen/Leitlinien für Einzelverhandlungen in Umsetzung
Bildung multiprofessioneller Verhandlungsteams für bessere Verhandlungsposition in Umsetzung
Schaffen Informationsbasis für Vertragsverhandlungen in Umsetzung

Entwicklung Instrumenten f. gesamtst. Angebotsplanung, -steuerung und -finanzierung in Umsetzung
Rechtsrahmen wirksame u. wirtschaftlichen Fall-, Fallkosten- und Angebotssteuerung in Prüfung
Stärkung der Verbindlichkeit der Rahmenverträge für alle Bezirke in Prüfung

Überprüfung und Evaluation der Fall- und Hilfebedarfsermittlungsinstrumente in Umsetzung
Einführung von sog. "Flexibudgets" zur Prävention in HbL in Umsetzung
Prüfung und Erstellung Mantelzielvereinbarung zw. HV und Bezirken im Bereich Soz in Umsetzung

Finanzielle Anreize und Abrechnung iVm gesamtstädtischen Zielvereinbarungen in Umsetzung
Handlungsfeld B: Transfersteuerung

Ausweitung des Fach- und Finanzcontrollings (FFC) in Umsetzung

Begrenzung des Umfangs der auftragsweisen Bewirtschaftung / Sonderprogramme in Vorbereitung
Weiterentwicklung Instrument „Innovationsfonds“ auf Grundlage Flexibudgets Jugend noch nicht geprüft
Prüfung Vereinfachung bestehender Prozess zur Abstimmung von Zielvereinbarungen in Vorbereitung

Kurzbezeichnung Umsetzungsstand
Handlungsfeld A:

Aufbau Informationssystem für nachrichtliche Auswertung des Landeshaushalts in Umsetzung
Erstellung abgestimmter Produktkatalog für gesamte Berliner Verwaltung in Umsetzung




